
Wer für das Zwangsheer stimmt, soll auch dafür zahlen! 
Bemerkenswerter Kommentar in der Wiener Tageszeitung „Die Presse“:  
 
Das überraschend eindeutige Ergebnis der Abstimmung zur Frage Wehrpflicht oder 
Berufsheer? hat eine ganze Reihe von Kommentatoren auf den Plan gerufen. Die wohl 
provokantesten Thesen dazu formulierte Peter Menasse, Kommunikationsberater und 
Chefredakteur des Magazins „Nu“ (http://www.nunu.at/) in einem Gastkommentar für die 
Wiener Tageszeitung „Die Presse“. Unter der Überschrift "Pensionisten, ihr wollt das 
Zwangsheer? Dann zahlt auch die Zeche!" ließ er seinem Furor über den Ausgang der 
Abstimmung und gegen die Generation 60+ freien Lauf. Kurz zusammengefasst: Menasse 
wirft den Alten vor, daß diese sich ein schönes (schuldenfinanziertes) Leben machen, für das 
die Jungen aufzukommen haben. Und nun soll die jüngere Generation – dank des 
erdrückenden Stimmgewichts der Alten - zu allem Überfluß auch noch für ein „Zwangsheer“ 
bluten, das sie selbst mehrheitlich ablehnt. Menasses Philippika gipfelt in der Forderung: 
„Jeder Euro, den das Heer zukünftig mehr kosten wird, sollte durch eine Kürzung der 
Pensionen hereingeholt werden. Ihr wollt das Zwangsheer, ihr wollt die Reform eines 
unsinnigen Gebildes – dann zahlt sie auch!“ Damit hat der Autor offenbar einen Nerv 
getroffen, wie die zahlreichen, zum Teil sehr emotionalen Leserkommentare zu diesem 
Beitrag zeigten. 
 
Es ist bemerkenswert, daß viele glühende Befürworter der Demokratie immer dann 
büschelweise Haare in der Suppe finden, wenn ein Abstimmungsergebnis einmal nicht nach 
ihrem Gusto ausfällt. Menasse bildet da keine Ausnahme. Daß nämlich in der Demokratie in 
jeder Frage Mehrheiten zu Lasten von Minderheiten entscheiden, stört sie nicht, so lange 
das Abstimmungsergebnis ihre Zustimmung findet. 
 
Hier dringen wir indes zum Wesenskern der Sphäre politischer Entscheidungen vor. Diese 
werden - in grellem Kontrast zu wirtschaftlichen Entscheidungen – im günstigsten aller 
denkbaren Fälle so gefällt, daß sie ein „Nullsummenspiel“ ergeben. Während wirtschaftlich 
freies Handeln alle daran Beteiligten besserstellt, gibt es in der Sphäre der Politik stets und 
notwendigerweise Verlierer, deren Zahl (stark) von der Regierungsform und (weniger stark) 
von der Qualität des Führungspersonals abhängt. In einer Monarchie lebt eine kleine Zahl 
Privilegierter auf Kosten vieler. In einer Demokratie mit allgemeinem Wahlrecht lebt die 
große Masse auf Kosten weniger (diese Wahrheit ungeniert ausgesprochen zu haben, hat 
Mitt Romney möglicherweise die Mehrheit bei der zurückliegenden US-Präsidentschaftswahl 
gekostet). 
 
Peter Menasse vorzuwerfen, daß er das Ergebnis einer bestimmten demokratischen 
Abstimmung kritisiert, wäre verfehlt. Vielmehr ist ihm vorzuhalten, daß er seine Kritik nicht 
auch bei jeder anderen demokratischen Abstimmung - untermauert mit denselben 
Argumenten - formuliert. Wenn er nämlich meint, daß die Minderheit der Jungen von einer 
Mehrheit der Alten nicht ungestraft zum Wehrdienst gezwungen werden darf - wie kommt 
dann aber die (etwa 20% der Wahlberechtigten stellende) Minderheit der Nettosteuerzahler 
dazu, von der Mehrheit der Profiteure des Wohlfahrtsstaates (bzw. deren Repräsentanten) 
mit ständig weiter steigenden Abgabenlasten beladen zu werden? Wie kommt die Minderheit 
der Arbeitgeber dazu, immer höhere Kosten schultern zu müssen, die aus der laufend 
zunehmenden arbeitsrechtlichen Besserstellung von Dienstnehmern resultieren? Weshalb 
darf die Mehrheit der Mieter ihre Rechte – seit dem Ersten Weltkrieg ungebremst – ohne 
Weiteres auf Kosten der Minderheit der Vermieter ausweiten? 
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Menasse will – wie alle Apologeten der Demokratie – das Prinzip des demokratischen 
Staates entweder nicht sehen, oder er hat es nicht begriffen. Das Wesen der Demokratie 
besteht in einer völlig amoralischen Diktatur der Mehrheit. Keine noch so ausgeklügelte 
Verfassung vermag daran etwas zu ändern. 
 
Die meisten Menschen verfügen von Natur aus über ein angeborenes Gespür für gut und 
böse. Sie unterlassen kriminelle Handlungen nicht aus Angst vor Strafe, sondern weil sie sie 
als falsch erachten. Nur wenige finden es daher angemessen, ihre materiell besser gestellten 
Nachbarn auszurauben. Kaum aber stattet man diese kreuzbraven Menschen mit dem 
Wahlrecht aus und schickt sie zur Wahl, wählen sie postwendend jene Räuberbande, die 
ihnen am glaubhaftesten verspricht, ihre Nachbarn auszuplündern und ihnen hernach den 
größtmöglichen Teil der Beute zuzuschanzen. Das demokratische Prinzip kehrt buchstäblich 
das Unterste zuoberst und korrumpiert selbst die anständigsten Zeitgenossen. Nicht umsonst 
riet der letzte der großen Philosophen des antiken Griechenlands, Epikur, dringend dazu, 
sich von der Politik fernzuhalten… 
 
Einem der Gründerväter der USA, Benjamin Franklin, verdanken wir die hellsichtige 
Erkenntnis, wobei es sich bei der Demokratie darum handelt, daß „zwei Wölfe und ein Lamm 
darüber abstimmen, was es zum Mittagessen gibt“. Wie viel Naivität bedarf es, um sich über 
das Ergebnis einer derartigen Abstimmung Illusionen zu machen? Oder, wenn es etwas 
weniger wohlmeinend formuliert sein darf: Wie viel böser Absicht bedarf es, um ein 
derartiges System Krethi und Plethi als der Weisheit letzten Schluß verkaufen zu wollen? Es 
dürfte kein Wunder sein, daß die größten Philosophen seit den Tagen der Antike so 
unerbittliche Kritiker der Demokratie waren… 
 
Zurück zur in der „Presse“ abgedruckten Suada: Wenn schon Kritik an der Demokratie, dann 
aber nicht anhand einer einzelnen Abstimmung, deren Ergebnis einem nicht schmeckt, 
sondern tiefgreifend - an die Wurzel gehend. Demokratie funktioniert - bei allgemeinem, 
gleichem und geheimen Wahlrecht – exakt so, wie sie Menasse anhand der 
Wehrpflichtabstimmung (völlig zu Recht!) kritisiert. Eine anonyme und daher nicht zur 
Verantwortung zu ziehende Mehrheit verschafft sich (materielle) Vorteile auf Kosten einer 
Minderheit, die ihren Schaden allenfalls durch eine Flucht ins Ausland begrenzen kann (was 
in Frankreich soeben beispielhaft und in großem Stil geschieht!). Die zur Exekution des 
Mehrheitswillens aufgerufenen Politiker berufen sich auf das Wahlergebnis und sind für ihre 
(verbrecherischen) Handlungen nicht haftbar zu machen. Wir haben es somit mit einem 
System der doppelten Unverantwortlichkeit zu tun, in dem, wie Frédéric Bastiat konstatiert, 
jedermann versucht, auf Kosten der anderen zu leben. Ende der Durchsage. 
 
Wer daran etwas ändern möchte, sollte über nachhaltig funktionierende und - anders als die 
dekadenten Wohlfahrtsstaaten europiden Zuschnitts auf Substanzverzehr gegründete – 
nichtstaatliche, eigentumsbasierte anstatt mehrheitsorientierte - Organisationsformen 
nachdenken. Mit hysterischem Geschrei wegen des Scheiterns einer sozialistischen 
Medienkampagne ist jedenfalls niemandem gedient… 
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